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Leitliniengerechte Umsetzung von Arbeits- 
und Gesundheitsschutz

Qualitätsanspruch zum Arbeits- und Gesundheitsschutzes wird  
konkret – Leitlinien der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutz- 
strategie zeigen Regeln zur Organisation des Arbeitsschutzes und zur  
Gefährdungsbeurteilung

Eine gute Arbeitsschutzorganisation spart Zeit und Kosten. Leitlinien der Behörden und 
der Unfallversicherungsträger (GDA) geben eine Orientierung für den Arbeitgeber.

Bereits mit Inkrafttreten der „DGUV Vorschrift 2“ zum 01. Januar 2011 wurden neue 
Mindestanforderungen zum betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz festgelegt. 
Aufgabenfelder zur Grundbetreuung der DGUV Vorschrift 2 fordern die Implemen-
tierung eines Gesamtkonzeptes zur Gefährdungsbeurteilung und die Schaffung einer 
Arbeitsschutzorganisation. Die Fachkraft für Arbeitssicherheit und der Arbeitsmedizi-
ner haben den Arbeitgeber dahingehend zu beraten. Zur Orientierung hat die GDA (Ge-
meinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie) Leitlinien entwickelt, die nicht nur die Sys-
tematisierung der Kontrolle durch die Behörde ermöglicht, sondern auch ein nützliches 
Dokument für den Arbeitgeber ist. 

Die Anforderungen zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz werden konkret. 
Leistungsorientierter Ansatz steht im 
Mittelpunkt der Anforderung

Spätestens seit Inkrafttreten der DGUV 
Vorschrift 2 steht eine qualitätsorien-
tierte Betreuung durch die Fachkraft 
für Arbeitssicherheit und durch den Be-
triebsarzt/Arbeitsmediziner im Vorder-
grund. Die Aufgaben für die betriebsärzt-
liche und sicherheitstechnische Betreu-
ung werden auf der Grundlage detaillier-
ter Kataloge ermittelt (Grundbetreuung 
und betriebsspezifische Betreuung). Da-
raus lassen sich der notwendige Zeitauf-raus lassen sich der notwendige Zeitauf-raus lassen sich der notwendige Zeitauf
wand und die personellen Ressourcen für 
den Betrieb ableiten. Anstelle der Vorgabe 
starrer Einsatzzeiten wird der Betreuungs-
umfang maßgeblich durch die betriebsin-
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dividuelle Gefährdungssituation und Be-
darfslage bestimmt und weitgehend durch 
Leistungskataloge beschrieben.

Die Gefährdungsbeurteilung und 
die Organisation des betrieblichen 
Arbeitsschutzes stehen im Fokus

Für die betriebsärztliche und sicher-
heitstechnische Regelbetreuung gibt die 
DGUV Vorschrift 2 bereits in der Grund-
betreuung Aufgabenfelder zur Implemen-
tierung der Gefährdungsbeurteilung und 
Schaffung einer Arbeitsschutzorganisa-
tion vor.

Eine Organisation im Arbeitsschutz 
bedeutet die Festlegung von Verant-wort-
lichkeiten, die Gestaltung einer Politik zur 
Vermeidung von Unfällen und gesund-
heitsschädlichen Einflüssen im Unter-
nehmen, Ermittlung von Kennzahlen 
und Schaffung einer geeigneten Aufbau- 
und Ablauforganisation zur qualitativen 
Durchführung der geforderten Gefähr-
dungsbeurteilungen und Beurteilung der 
Risikofaktoren.

Dieser Ansatz fördert die aktive Aus-
einandersetzung mit dem Arbeitsschutz. 
Er erfordert einen kontinuierlichen Dia-
log zwischen Betriebsarzt, Fachkraft für 
Arbeitssicherheit und Praxisinhaber.

Dabei stehen folgende inhaltliche As-
pekte zur Betreuung im Mittelpunkt:
1. Arbeitsschutzorganisation
2. Gefährdungsbeurteilung
3. Qualität der Arbeit

. Arbeitsschutzorganisation

Die Arbeitsmediziner und die Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit haben nach DGUV 
Vorschrift 2 beratende, mitwirkende 
und unterstützende Leistungen zu erfül-
len. Die Aufgabenfelder der DGUV Vor-
schrift 2 zur arbeitsmedizinischen und si-
cherheitstechnischen Betreuung zeigen 
im Detail die Leistungskriterien an.

Aufgabenfelder der Grundbetreuung:
1 Unterstützung bei der Gefährdungsbe-

urteilung (Beurteilung der Arbeitsbe-
dingungen)

2 Unterstützung bei grundlegenden
Maßnahmen der Arbeitsgestaltung –
Verhältnisprävention

3 Unterstützung bei grundlegenden
Maßnahmen der Arbeitsgestaltung –
Verhaltensprävention

4 Unterstützung bei der Schaffung einer
geeigneten Organisation und Integra-
tion in die Führungstätigkeit

5 Untersuchungen nach eingetretenen
Ereignissen

6 Allgemeine Beratung von Arbeitgebern
und Führungskräften, betrieblichen In-
teressenvertretungen sowie Beschäftig-Beschäftig-Beschäftig
ten

7 Erstellung von Dokumentationen, Er-Er-Er
füllung von Meldepflichten

8 Mitwirkung in betrieblichen Bespre-
chungen

9 Selbstorganisation

Die eigenverantwortliche Erfüllung der 
Aufgaben und Anforderungen oblie-
gen weiterhin der Verantwortlichkeit des 
Unternehmers.

Genau an diesem Punkt zeichnet sich 
für den Unternehmer die Realisierung 
seiner Grundpflichten aus dem Arbeits-
schutzgesetz ab:

§  Grundpflichten des Arbeitgebers
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die
erforderlichen Maßnahmen des Arbeits-
schutzes unter Berücksichtigung der Um-
stände zu treffen, die Sicherheit und Ge-
sundheit der Beschäftigten bei der Arbeit
beeinflussen. Er hat die Maßnahmen auf
ihre Wirksamkeit zu überprüfen und er-er-er
forderlichenfalls sich ändernden Gege-
benheiten anzupassen. Dabei hat er eine
Verbesserung von Sicherheit und Gesund-
heitsschutz der Beschäftigten anzustreben.
(2) Zur Planung und Durchführung der
Maßnahmen nach Absatz 1 hat der Arbeit-Arbeit-Arbeit
geber unter Berücksichtigung der Art der
Tätigkeiten und der Zahl der Beschäftig-Beschäftig-Beschäftig
ten

1. für eine geeignete Organisation zu
sorgen und die erforderlichen Mittel be-
reitzustellen sowie

2. Vorkehrungen zu treffen, dass die
Maßnahmen erforderlichenfalls bei allen
Tätigkeiten und eingebunden in die be-
trieblichen Führungsstrukturen beachtet
werden und die Beschäftigten ihren Mit-Mit-Mit
wirkungspflichten nachkommen können.
(3) Kosten für Maßnahmen nach diesem
Gesetz darf der Arbeitgeber nicht den Be-
schäftigten auferlegen.

Da dem Unternehmer die Aufgabe ob-
liegt, unter Berücksichtigung der fach-
lichen Beratung aller Präventionsakteu-
re, die Leistungen zur Betreuung am tat-
sächlichen Bedarf des jeweiligen Betriebs 
festzulegen, ist es im Hinblick der unter-
nehmerischen Verantwortung und des da-
mit verbundenen Risikos ratsam, eine re-
gelmäßige Prüfung der Dienstleistungs-
qualität (z.B. Arbeitsmediziner und Fach-
kraft für Arbeitssicherheit) im Rahmen 
der betrieblichen Arbeitsschutzorganisa-
tion vorzusehen.

Die DGUV V  als unternehmerisches 
Werkzeug zur Regelung der allgemei-
nen Grundsätze des Arbeitsschutzes

In der von Politik und Arbeitsschutzex-
perten postulierten Konzeptanforderung 
an die Grundbetreuung und an den be-
triebsspezifischer Teil der Betreuung ist 
implizit eine Erkennung zur Realisierung 
der allgemeinen Grund-sätze nach § 4 
Arbeitsschutzgesetz enthalten. 

§  Allgemeine Grundsätze
Der Arbeitgeber hat bei Maßnahmen des
Arbeitsschutzes von folgenden allgemei-
nen Grundsätzen auszugehen:

1. Die Arbeit ist so zu gestalten, dass
eine Gefährdung für Leben und Gesund-
heit möglichst vermieden und die verblei-
bende Gefährdung möglichst gering gehal-
ten wird;

2. Gefahren sind an ihrer Quelle zu be-
kämpfen;

3. bei den Maßnahmen sind der Stand
von Technik, Arbeitsmedizin und Hygie-
ne sowie sonstige gesicherte arbeitswis-
senschaftliche Erkenntnisse zu berück-
sichtigen;

4. Maßnahmen sind mit dem Ziel zu
planen, Technik, Arbeitsorganisation,
sonstige Arbeitsbedingungen, soziale Be-
ziehungen und Einfluss der Umwelt auf
den Arbeitsplatz sachgerecht zu verknüp-
fen;

5. individuelle Schutzmaßnahmen sind
nachrangig zu anderen Maßnahmen;

6. spezielle Gefahren für besonders
schutzbedürftige Beschäftigtengruppen
sind zu berücksichtigen;

7. den Beschäftigten sind geeignete An-
weisungen zu erteilen;
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8. mittelbar oder unmittelbar ge-
schlechtsspezifisch wirkende Regelungen
sind nur zulässig, wenn dies aus biologi-
schen Gründen zwingend geboten ist.

Arbeitsschutzpolitik, Arbeitsgestal-
tung, Ziele, Schutzmaßnahmen, prä-
ventive Gestaltung der Arbeit. 

Dies umfasst, entsprechend dem aktuellen 
Managementverständnis, eine Arbeits-
schutzorganisation, die auf einen ständi-
gen Verbesserungsprozess des Arbeits-
schutzes ausgerichtet ist. 

Leistungen zur Abbildung einer 
Arbeitsschutzorganisation mit Blick 
auf die behördliche Systemkontrolle

Die behördliche Systemkontrolle stellt das 
Instrumentarium dar, mit dem die zu-
ständige Arbeitsschutzbehörde das Vor-
handensein und das Funktionieren einer 
Arbeitsschutzorganisation hinsichtlich 
ihrer Eignung im Sinne des § 3 ArbSchG 
überprüft. Werden Defizite festgestellt, 
wirkt die zuständige Arbeitsschutzbehör-
de auf eine geeignete betriebliche Organi-
sation hin.

Die Beratung zur und die Überwa-
chung der Arbeitsschutzorganisation 
müssen hiernach die Arbeitsschutzstruk-
turen (Aufbauorganisation) und die für 
den Arbeitsschutz wesentlichen Abläufe 
einer Organisation (Ablauforganisation) 
umfassen.

In 15 Elementen werden die rechtli-
chen Verpflichtungen der Betriebe zur 
Arbeitsschutzorganisation konkretisiert 
und erläutert. Sie definieren damit auch 
den Kernbereich der Beratungs- und 
Überwachungstätigkeit der Aufsichts-
dienste 

Der Mindestprüfumfang umfasst die 
Elemente 1 bis 6. Die Elemente 7 bis 15 be-
schreiben ergänzende Anforderungen, die 
je nach betrieblicher Situation oder Anlass 
zusätzlich angewendet werden können.

 Elemente der Beratung und Überwa-
chung
Mindestprüfumfang:
1. Verantwortung und Aufgabenübertra-

gung

2. Überwachung der Einhaltung der
übertragenen Pflichten und Kontrolle
der Aufgabenerledigung

3. Erfüllung der Organisationspflichten
aus dem ASiG

4. Sicherstellung notwendiger Qualifika-
tionen für den Arbeitsschutz bei Füh-
rungskräften,Funktionsträgern und
Beschäftigten mit bestimmten Aufga-
ben

5. Organisation der Durchführung der Ge-
fährdungsbeurteilung

6. Geeignete Regelungen für die Durchfüh-
rung und Dokumentation von Unter-Unter-Unter
weisungen

Ergänzende Prüfelemente:
7. UmgangmitbehördlichenAuflagen,z.B.

Genehmigungen, Erlaubnisse, Besich-
tigungsschreiben

8. Handhabung der Rechtsvorschriften
sowie des technischen und betriebli-
chen Regelwerks, insbesondere bei Än-
derungen der Rechtsvorschriften

9. Einbeziehung der besonderen Funk-
tionsträger

10. Kommunikation des Arbeitsschutzes
11. Organisation der arbeitsmedizinischen

Vorsorge
12. Regelungen zur Planung und Beschaf-Beschaf-Beschaf

fung
13. Information und Einbindung von

Fremdfirmen
14. Integration von zeitlich befristet Be-

schäftigten (z. B. Zeitarbeitnehmer,
Praktikanten)

15. Organisation von Notfallmaßnahmen/
Erste Hilfe

. Gefährdungsbeurteilung

Die Gefährdungsbeurteilung ist der ent-
scheidende Maßstab der Betreuungsleis-
tungen.

Das Arbeitsschutzgesetz verpflichtet 
den Arbeitgeber dazu, für alle Arbeits-
plätze eine Gefährdungsbeurteilung 
durchzuführen. Diese Verpflichtung ist 
unabhängig von der Beschäftigtenzahl.

§  Beurteilung der Arbeitsbedingungen
(1)  Der Arbeitgeber hat durch eine Be-

urteilung der für die Beschäftigten mit
ihrer Arbeit verbundenen Gefährdung
zu ermitteln, welche Maßnahmen des
Arbeitsschutzes erforderlich sind.

(2)  Der Arbeitgeber hat die Beurteilung
je nach Art der Tätigkeiten vorzu-
nehmen. Bei gleichartigen Arbeitsbe-
dingungen ist die Beurteilung eines
Arbeitsplatzes oder einer Tätigkeit
ausreichend.

(3)  Eine Gefährdung kann sich insbeson-
dere ergeben durch
1.  die Gestaltung und die Einrichtung

der Arbeitsstätte und des Arbeits-
platzes,

2.  physikalische,  physikalische,  chemische und biolo-
gische Einwirkungen,

3.  die Gestaltung, die Auswahl und den
Einsatz von Arbeitsmitteln, insbe-
sondere von Arbeitsstoffen, Maschi-
nen, Geräten und Anlagen sowie den
Umgang damit,

4.  die Gestaltung von Arbeits- und Fer-Fer-Fer
tigungsverfahren, Arbeitsabläufen
und Arbeitszeit und deren Zusam-
menwirken,

5.  unzureichende Qualifikation und
Unterweisung der Beschäftigten,

6.  psychische  psychische  Belastungen bei der
Arbeit.

Die Gefährdungsbeurteilung ist die we-
sentliche Grundlage für den betrieblichen 
Arbeitsschutz und nimmt, neben der Or-
ganisation zum Arbeitsschutz, eine zen-
trale Rolle ein. Durch die Gefährdungs-
beurteilung ist der Arbeitgeber in der La-
ge, die notwendigen Maßnahmen zum 
Schutz der Sicherheit und Gesundheit 
ihrer Arbeitnehmer zu ergreifen.

Die Orientierung bei der Gefährdungs-
beurteilung erfolgt an sogenannten Ge-
fährdungsfaktoren, denen wiederum Ge-
fährdungsmerkmale zugeordnet sind.

Gefährdungsfaktoren 
Gefährdungsfaktoren sind Gruppen von
Gefährdungen, die durch gleichartige Ge-
fahrenquellen oder Wirkungsqualitäten
gekennzeichnet sind. Die folgende Liste
enthält Gefährdungsfaktoren, die bei der
Arbeit auftreten können:
1. Mechanische Gefährdungen
2. Elektrische Gefährdungen
3. Gefahrstoffe
4. Biologische Arbeitsstoffe
5. Brand- und Explosionsgefährdungen
6. Thermische Gefährdungen
7. Gefährdung durch spezielle physikali-

sche Einwirkungen

Berufspolitik  Mitteilungen des BDR
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- Die Gefährdungen wurden vollständig
ermittelt.

- Die Gefährdungen sind rechtzeitig,
vollständig und richtig beurteilt.

- Die Maßnahmen wurden entsprechend
der Rangfolge (T-O-P) festgelegt.

- Die Umsetzungsmodalitäten der Maß-
nahmen sind ersichtlich.

- Die Wirksamkeit der festgelegtender festgelegtender Maß-
nahmen wird in regelmäßigen Abstän-
den überprüft.

- Regelungen und das Ergebnis der GB
werden dokumentiert.

- Die Beurteilung der Gefährdungen
wird bei geänderten Betriebsbedingun-
gen angepasst.

- Die Grundlage der GB bilden die aktu-
ellen Rechtsvorschriften.

- Hinweise der Arbeitsschutzakteure und
Beschäftigten zu Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz wurden beachtet.

Bei der Bewertung der Gefährdungsbe-
urteilung durch die zuständige Behörde 
sind drei Fälle zu unterscheiden:

4.1  Die Gefährdungsbeurteilung wurde 
nicht durchgeführt.

4.2  Die Gefährdungsbeurteilung wurde 
nicht angemessen durchgeführt.

4.3  Die Gefährdungsbeurteilung wurde 
angemessen durchgeführt.

. Qualität der Arbeit

Es ist leicht erkennbar, dass das Qualitäts-
management mit seinen Vorgaben zum 
kontinuierlichen Verbesserungsprozess 
(PDCA) die Anforderungen an das Ver-
fahren zur Gefährdungsbeurteilungen 
sinniger Weise beeinflusst.

Die Festlegung von Inhalt und Form 
der betriebsärztlichen und sicherheits-
technischen Betreuung ist in erster Linie 
Aufgabe des Unternehmers.

Bei der Ermittlung stehen somit auch 
die Leistungen im Vordergrund, die in 
Eigenverantwortung des Betriebs aufge-
teilt und vereinbart werden müssen.

Des Weiteren sind die Betreuungsleis-
tungen der Fachkraft für Arbeitssicher-
heit und des Arbeitsmediziners konkret 
festzulegen was durchaus anspruchsvoll 
ist und erfahrungsgemäß bis zu einem Be-
treuungsjahr einnehmen kann.

8. Gefährdungen durch Arbeitsumge-
bungsbedingungen

9. Physische Belastung/Arbeitsschwere
10. Psychische Faktoren
11. Sonstige Gefährdungen
Den jeweiligen Gefährdungsfaktoren sind
Gefährdungsmerkmale zugeordnet

Der Arbeitgeber oder dessen Erfüllungs-
gehilfe (z.B. Fachkraft für Arbeitssicher-
heit, Arbeitsmediziner) hat die Beurtei-
lung je nach Art der Tätigkeit vorzuneh-
men. Bei gleichartigen Arbeitsbedingun-
gen ist die Beurteilung eines Arbeitsplat-
zes oder einer Tätigkeit ausreichend.

Eine Gefährdung kann sich insbesondere 
ergeben durch
- die Gestaltung und die Einrichtung der

Arbeitsstätte und des Arbeitsplatzes,
- physikalische, chemische und biologi-

sche Einwirkungen,
- die Gestaltung, die Auswahl und den

Einsatz von Arbeitsmitteln, insbeson-
dere von Arbeitsstoffen, Maschinen,
Geräten und Anlagen sowie den Um-
gang damit,

- die Gestaltung von Arbeits- und Ferti-
gungsverfahren, Arbeitsabläufen und
Arbeitszeit und deren Zusammenwir-Zusammenwir-Zusammenwir
ken,

- unzureichende Qualifikation und
Unterweisung der Beschäftigten.

Die GDA-Leitlinie zur Dokumentation 
der Gefährdungsbeurteilung

Die Leitlinie zur Gefährdungsbeurtei-
lung und deren Dokumentation ist ein 
wesentliches Element bei der Erreichung 
des übergeordneten Ziels der Gemeinsa-
men Deutschen Arbeitsschutzstrategie 
(GDA), die Sicherheit und Gesundheit der 
Beschäftigten durch einen effizient und 
systematisch wahrgenommenen Arbeits-
schutz zu verbessern und zu fördern.

Die systematische Durchführung bzw. 
Ausgestaltung der Gefährdungsbeurtei-Ausgestaltung der Gefährdungsbeurtei-Ausgestaltung der Gefährdungsbeurtei
lung ist die Basis für eine wirksame Prä-
vention arbeitsbedingter Unfall- und Ge-
sundheitsgefahren. Folgende Grundsät-sundheitsgefahren. Folgende Grundsät-sundheitsgefahren. Folgende Grundsät
ze sind dabei zu wahren:
- Personengruppen und Betriebszustän-

de wurden berücksichtigt.

Es ist zu beachten, dass die Anforde-
rungen zur arbeitsmedizinischen und si-
cherheitstechnischen Beratung nicht nur 
in einer Anlage im Vertrag mit den Inhal-
ten der DGUV Vorschrift 2 übereinstim-
men, sondern auch in der Abbildung der 
Leistungen. (Prozessablauf, Verfahrensbe-
schreibung, Übereinstimmung der prak-
tischen Betreuung mit den Kriterien der 
DGUV Vorschrift 2)

Eine Zuständigkeits- und Verantwor-
tungsmatrix in Bezug auf die Grundbe-
treuung zur DGUV Vorschrift 2 gibt be-
reits im Vorfeld eine Erkenntnis über die 
Qualität der Dienstleistung.

Ob eine qualitativ geeignete Arbeits-
schutzorganisation im Unternehmen vor-
handen ist kann mit dem GDA-ORGA-
check schnell überprüft werden. 
(www.gda-orgacheck.de/daten/gda/index.
htm)

Und die Qualität der Gefährdungsbe-
urteilung? Ist die Gefährdungsbeurteilung 
dokumentiert, sind Bearbeitungsstand so-
wie die Ergebnisse aus den Gefährdungs-
merkmalen sowie Aktualität der Maßnah-
men und die Verbesserungspo-tenziale 
(wer macht was, wie und wo?) bekannt 
und auch die Wirkungskontrolle durch-
geführt, kann davon ausgegangen werden, 
das die Gefährdungsbeurteilung von der 
Behörde und vom Unfallversicherungs-
träger für angemessen durch-geführt er-
klärt wird. 

Grundsätzlich gilt: Erst die Angabe 
des jeweiligen Erfüllungszustandes sowie 
die Dokumentation zur eigenen Tätigkeit 
und zur Inanspruchnahme der Einsatzzei-
ten schafft Transparenz über die Leistung 
und Qualität der Arbeit.

Dr.-Ing. Martin F. 
Bozenhardt, MBA
Lindau

kontakt@economed.de

www.economed.de

Von diesen Rahmenverträgen können Sie 
als BDR-Mitglied profitieren
Qualitätsmanagement (einschließlich 
Arbeitsschutz) 
Anbieter Dr. Starke Managementsysteme / 
EconoMed Management
LINK www.radiologenverband.de/LINK www.radiologenverband.de/LINK
#mitglied-werden – Übersicht der 
Rahmenverträge


